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StadtStaufenim Breisgau
LandkreisBreisgau-Hochschwarzwald

SATZUNGEN

über a) die Einbeziehungvon einzelnenAußenbereichsflächenin den im Zu
sammenhangbebautenOrtsteil im Bereich„Auf der Insel“ im Ortsteil
Wetteibrunn

über b) die örtlichen Bauvorschriftenzur Einbeziehungssatzungim Bereich
„Auf der Insel“ im Ortsteil Weftelbrunn

Der GemeinderatderStadtStaufenim Breisgauhat am 26.09.2012

a) gemäßdem Baugesetzbuchin der Fassungder Bekanntmachungvom 23.09.2004
(BGBI. 1 5. 2414), zuletzt geändertdurch Artikel 1 des Gesetzesvom 22.07.2011
(BGBI. 1 5. 1509)

b) gemäß der Landesbauordnungfür Baden-Württemberg(LBO) vom 05.03.2010
(GBI. 5. 357), zuletzt geändertdurch Artikel 70 der Verordnung vom 25.01.2012
(GBI. 5. 65, 73)

i.V. mit § 4 der Gemeindeordnungfür Baden-Württemberg(GemO) in der Fassungvom
24.07.2000(GBI. 5. 581), zuletztgeändertdurchArtikel 28 der Verordnungvom 25.01.2012
(GBI. 5. 65, 68) die Einbeziehungvon einzelnenAußenbereichsfiächenin den im Zu
sammenhangbebautenOrtsteil im Bereich ‚Auf der Insel“ im Ortsteil Wettelbrunn,sowie die
örtlichen Bauvorschriftenzur Einbeziehungssatzungim Bereich„Auf der Insel“ im Ortsteil
Wettelbrunn,als Satzungenbeschlossen.

§1

RäumlicherGeltungsbereich

Der im ZusammenhangbebauteOrtsteil im Bereich ‚Auf der Insel“ im Ortsteil Wetteibrunn
wird abgerundet.Durch die SatzungwerdenTeilbereicheder FlurstückeFlst.Nrn. 176 und
1388 in den im ZusammenhangbebautenOrtsteil einbezogen.Gleichzeitigwird eine
Satzungüberörtliche Bauvorschriftenzur Einbeziehungssatzung„Auf der Insel“ be
schlossen.Die Grenzender Einbeziehungssatzungergebensich ausder Planzeichnung.
Dieseist Bestandteilder Satzung.

§2

Bestandteileder Satzungen

a) Für die Einbeziehungssatzung„Auf der Insel1 sind maßgebend:

(1) die PlanzeichnungM 1:500 vom 26.09.2012

(2) die planungsrechtlichenFestsetzungenzur
Abrundungssatzung vom 26.09.2012



Diesesind Bestandteilder Satzungüberdie EinbeziehungeinzelnerAußenbereichsflächen
in den im ZusammenhangbebautenOrtsteils im Bereich ‚Auf der Insel“ im Ortsteil
Wettelbrunn.

b) Für die örtlichen Bauvorschriftenzur Einbeziehungssatzung‚Auf der Insel“ sind
maßgebend:

(1) die gemeinsamePlanzeichnungzur Einbeziehungssatzung
„Auf der Insel“ vom 2609.2012

(2) die örtlichen Bauvorschriftenzur Einbeziehungssatzung
Auf der Insel“ vom 26.09.2012

Diesesind Bestandteilder Satzungüberdie EinbeziehungeinzelnerAußenbereichsflächen
in den im ZusammenhangbebautenOrtsteils im Bereich ‚Auf der Insel“ im Ortsteil
Wettelbrunn.

c) Beigefügtist die gemeinsameBegründung vom 26.09.2012

§3

Ordnungswidrigkeiten

Ordnungswidrig im Sinne von § 75 LBO handelt, wer den aufgrund von § 74 LBO er
gangenenörtlichen BauvorschriftendieserSatzungzuwiderhandelt.Die Ordnungswidrigkeit
kann gemäß§ 75 LBO mit einerGeldbußegeahndetwerden.

§4

Inkrafttreten

DieseSatzungentretenmit der ortsüblichenBekanntmachungnach§ 10 BauGB in Kraft.

StadtStaufenim Breisgau,den 26, Sep. 2012

Ä .ai

Der Bürg9 meister &PES

Michael ‘enitz
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Verfahrensdaten

Aufstellungsbeschluss 26.01.2011

Offenlage 14.03.2011-13.04.2011

2. Offenlage 18.07.2011- 17.08.2011
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In Kraft getretenam 2 9.Nov.2012

Die Planunterlagenach demStand
vom 26.09.2012entsprichtdenAnforderungen
des § 1 PIanZVOvom 18.12.1990

Es wird bestätigt,dassder Inhalt diesesPlanes
sowie die planungsrechtlichenFestsetzungenund
die örtlichen Bauvorschriftenmit den hierzu
ergangenenBeschlüssendesGemeinderatesder
StadtStaufeni.Br. übereinstimmen.

28. Sep. 2012Stautenim Breisgau,den

A aw«4fls<

Bürger)ieister ktf±) 1

MichadBenitz 0RELsC

Der Bebauungsplanist durch ortsübliche
Bekanntmachungnach§ 10 (3) BauGB
in Kraft getreten.

Stautenim Breisgau,den 29. Nov. 2012

Bürgepieister sEls‘.“
MichadVBenitz
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Hinweis: Es gelten die folgenden Festsetzungenzur Art und Maß der baulichen Nutzung.
Ansonstenrichtet sich die planungsrechtlicheZulässigkeitvon Vorhaben nach § 34 BauGB
(Zulässigkeitvon Vorhabeninnerhalbder im Zusammenhang bebauterOrtsteile).

1 PLANUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN

Rechtsgrundlagen:

• Baugesetzbuchin der Fassungder Bekanntmachungvom 23.09.2004(BGBI. 1
5. 2414), zuletztgeändertdurch Artikel 1 desGesetzesvom 22.07.2011(BGBI.
1 5. 1509)

• Baunutzungsverordnung(BauNVO) in der Fassungder Bekanntmachungvom
23.01.1990 (BGBI. 1 5. 132) zuletzt geändert durch Art. 3
Investitionserleichterungs-und Wohnbaulandgesetzvom 22.04.1993(BGBI. 1
5.466)

• Planzeichenverordnung(PlanzV 90) vom 18.12.1990(BGBI. 1 3. 58), zuletzt
geändertdurchArtikel 2 desGesetzesvom 22.07.2011(BGBI. 13. 1509)

• Landesbauordnungfür Baden-Württemberg(LBO) vom 05.03.2010(GBI. 5.
357), zuletzt geändertdurch Artikel 70 der Verordnungvom 25.01.2012 (GBI.
5. 65, 73)

• § 4 der Gemeindeordnungfür Baden-Württemberg(GemO) in der Fassung
vom 24.07.2000 (GBI. 3. 581), zuletzt geändertdurch Artikel 28 der Ver
ordnungvom 25.01.2012 (GBI. 3.65,68)

1.1 Art derNutzung( 9 (1) Nr. 1 BauGB)

1.1.1 Entsprechendder Abgrenzungim zeichnerischenTeil sind auf den zur Abrundungein
bezogenenGrundstückenFlst.Nr. 178 (Teil) und 1388 (Teil) nur die Errichtung von
Wohngebäudenzulässig.

1.1.2 Zulässig sind ferner Garagen, Stellplätze und Nebenanlageni. 3. von § 14 (1)
BauNVO.

1.2 Maß der baulichenNutzung

1.2.1 Die Zahl derVollgeschosse(Z) als Höchstmasswird festgesetztauf Z = II.

1.2.2 Die maximal zulässigeTraufhöhewird auf 5,0 m festgesetzt.Die maximaleTraufhöhe
wird gemessenzwischen der Oberkanteder zugehörigenErschließungsstraßeund
dem SchnittpunktAußenwand/äußereDachhautan der Mitte desGebäudes.

1.2.3 Die maximaleFirsthöhewird auf 10,0 m festgesetzt.Die maximaleFirsthöhewird ge
messenzwischenderStraßenoberkanteder zugehörigenErschließungsstraßeund der
oberenDachbegrenzungskantean der Mitte desGebäudes.

1.3 Anzahl derWohneinheiten( 9(1)Nr. 6 BauGB)

Die Zahl der Wohneinheitenwird auf maximal 2 WE je Einzelhausbegrenzt.
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1.4 Baumerhalt( 9(1) Nr. 25a/25bund (6) BauGS)

Die im zeichnerischenTeil mit einer PflanzbindunggekennzeichnetenBäumesind zu
erhaltenund dauerhaftzu pflegen.

2 ÖRTLICHE BAUVORSCHRIFTEN( 74 LBO)

Rechtsgrundlagen:

• § 74 Landesbauordnungfür Baden-Württemberg(LBO) vom 05.03.2010(GBI. 5.
357), zuletzt geändertdurch Artikel 70 der Verordnungvom 25.01.2012 (GBI. 5.
65, 73)

• § 4 der Gemeindeordnungfür Baden-Württemberg(GemO) in der Fassungvom
24.07.2000(GBI. 5. 581), zuletzt geändertdurch Artikel 28 der Verordnungvom
25.01.2012 (GBI. 5.65,68)

2.1 Dachgestaltungund -eindeckung

2.1.1 Die Hauptdächersind als reinesoderabgewalmtesSatteldachmit einer Dachneigung
von 30°-45°zulässig. Die Dacheindeckunghat in ein er roten bis braunenZiegelein
deckungzu erfolgen.

2.1.2 Nebengebäude,Carports und Garagensind mit einer Dachneigungvon 5t 45° zu
versehen,oderbei einer Neigungvon 0°- 5°extensiv zu begrünen.

2.1.3 Wellfaserzement, Trapezblechund offene Bitumenbahnenals Dacheindeckungsind
im Plangebietnicht zulässig.

2.2 Anlagenzum SammelnoderVersickernvon Niederschlagswasser( 74 (3) Nr. 2
LBO)

2.2.1 Um die Hochwassersituationzu verbessern,ist bei Neubauvorhabenjeder Bauherr
verpflichtet, auf dem BaugrundstückgeeigneteMaßnahmenzur Minderung des Ab
flusses von Niederschlagswasservorzusehen.Zu diesem Zweck ist das auf Dach-
flächen, Terrassen,Auffahrten, Wegen usw. anfallendeNiederschlagswasserschad
los auf dem jeweiligen Grundstück mit Notüberlauf in die Kanalisation zur Ver
sickerungzu bringen. Hierzu sind auf den GrundstückenVersickerungsanlagennach
Maßgabeder Verordnung des Ministeriums für Umwelt und Verkehr über die de
zentraleBeseitigungvon Niederschlagswasservom 22.03.1999anzulegen.Alternativ
ist das anfallende, unverschmutzteNiederschlagswasserin Speicherzisternenzu
sammeln und mit einem gedrosseltenAbfluss der bestehendenKanalisation zuzu
führen. Das Rückhaltevolumenmussmindestens1 m3 pro 100 m2 versiegelterFläche
betragen.Bei einer Regenwassernutzungist der Behälterum den vorgesehenenBe
darf zu vergrößern.

2.2.2 Anlagenzur dezentralenNiederschlagswasserbeseitigungsind entsprechendden all
gemein anerkanntenRegeln der Technik herzustellen,zu unterhalten und zu be
messen.Die Mulden- bzw. Flächenversickerungist nach demArbeitsblattATV-DVWK
A 138 vom Januar2002zu bemessen.
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3 HINWEISE

3.1 Denkmalschutz

Gemäß § 20 Denkmalschutzgesetz(zufällige Funde) ist das Regierungspräsidium
Freiburg, Ref. 26 — Denkmalpflege,FachgebietArchäologischeDenkmalpflege(Tel.:
0761/208-3570,Fax: 0761/208-3599),unverzüglichfernmündlichund schriWich zu be
nachrichtigen,falls Bodenfundein diesemGebietzutagetreten. Auch ist dasAmt he
ranzuziehen,wenn Bildstöcke, Wegkreuze,alte Grenzsteineoder ähnlichesvon den
Baumaßnahmenbetroffensein sollten.

3.2 Bodenschutz

Die folgenden Hinweise sollen dazu dienen, die Erhaltung des Bodens und seiner
Funktion zu sichern und gewährleisten,dass insbesonderebei Baumaßnahmenauf
einensparsamenund schonendenUmgangmit dem Bodengeachtetwird.

3.2.1 AllgemeineBestimmungen:

Bei Baumaßnahmenist daraufzu achten,dassnur soviel Mutterbodenabgeschoben
wird, wie für die Erschließungdes Baufeldesunbedingtnotwendig ist. UnnötigesBe
fahren oder Zerstörenvon Mutterbodenauf verbleibendenFreiflächen ist nicht zu
lässig.

Bodenarbeitensollten grundsätzlichnur bei schwachfeuchtem Boden (dunkelt beim
Befeuchtennach)und bei niederschlagsfreierWitterung erfolgen.

Ein erforderlicherBodenabtragist schonendund untersorgfältigerTrennungvon Mut
terbodenund Unterbodendurchzuführen.

Bei Geländeaufschüttungeninnerhalbdes Baugebiets,z.B. zum Zweckedes Massen-
ausgleichs,der Geländemodellierungusw. darf der Mutterbodendes Urgeländesnicht
überschüttetwerden, sondern ist zuvor abzuschieben.Für die Auffüllung ist aus
schließlichAushubmaterial(Unterboden)zu verwenden.

Anfallender Bauschuft ist ordnungsgemäßzu entsorgen;er darf nicht als An- bzw.
Auffüllmaterial (Mulden, Baugrube,Arbeitsgrabenusw.) benutztwerden.

Bodenbelastungen,bei denen Gefahrenfür die Gesundheitvon Menschenoder er
hebliche Beeinträchtigungendes Naturhaushaltesnicht ausgeschlossenwerden
können,sind der UnterenBodenschutzbehördezu melden.

3.2.2 Bestimmungenzur Verwendungund Behandlungvon Mutterboden

Ein Überschussan Mutterbodensoll nicht zur Krumenerhöhungauf nicht in Anspruch
genommenenFlächen verwendetwerden. Er ist anderweitig zu verwenden(Grün
anlagen, Rekultivierung, Bodenverbesserungen)oder wiederverwertbar auf ge
eigneten(gemeindeeigenen)Flächenin Mieten zwischenzulagern.

Für die Lagerungbis zur Wiederverwertungist der Mutterbodenmaximal 2 m hoch lo
cker aufzuschütten,damit die erforderlicheDurchlüffung gewährleistetist.

Vor Wiederauftrag des Mutterbodens sind Unterbodenverdichtungendurch Auf
lockerungbis an wasserdurchlässigeSchichtenzu beseitigen,damit ein ausreichender
Wurzelraumfür die geplanteBepflanzungund eine flächige Versickerungvon Ober
flächenwassergewährleistetsind.
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Die Auftragshöhesoll 20 cm bei Grünanlagenund 30 cm bei Grabelandnicht über
schreiten.

3.3 Landwirtschaft

Im Norden grenzenan das PlangebietlandwirtschaftlicheFlächen,durch deren Be
wirtschaftunglandwirtschaftlicheEmissionenwie z.B. Lärm, Geruchund Staubhervor
gerufenwerdenkönnen,die als ortsüblichhinzunehmensind.

3.4 Telekommunikation

Im genanntenPlanbereichbefinden sich noch keine Telekommunikationsliniender
TelekomDeutschlandGmbH.

Die Grundstückekönnen grundsätzlichan die vorhandeneTelekominfrastrukturan
geschlossenwerden. Inwieweit die Schaltreservender Kabel in diesemBereich aus
reichen oder neue Kabel ausgelegtwerden müssen,kann erst nach Kenntnis der
letztendlichvorgesehenenBebauungbeurteiltwerden.

Für unsererechtzeitige Planungund Bauvorbereitungsollte durch den Bauherrndaher
so früh als möglich ein Auftrag zum Anschlusserfolgenan: DeutescheTelekom,Netz-
produktion GmbH, Rs PTI 31, Okenstr.25-27, 77652Offenburg.

3.5 Geotechnik

Unter lokaler Auffüllung und Deckschichtenstehenals Baugrundvermutlich Schotter
an.

Bei geotechnischenFragen im Zuge der weiterenPlanungen(z. B. zum genauen
Baugrundaufbau,zu Bodenkennwerten,zur Gründung,zum Grundwasseru. dgl.) wird
geotechnischeBeratungdurch ein privates Ingenieurbüroempfohlen.

3.6 Stromversorgung

Im Plangebietbefinden sich keine Anlagen der Energie Netze GmbH. Die elektrische
Versorgung dergeplantenGebäudekann ausdem vorhandenen Ortsnetzerfolgen.

StadtStaufenim Breisgau,den

Der Bürgrmeister
Michael enitz

26. Sep, 2012

fsp.stadt anung

Der Planverfasser



Ausfertigung

Eswird bestätigt,dassdertexthcheund zeichnerischeInhalt der
EinbeziehungssatzungAuf der Insel“ und der für diesen Bereich
erlassenen örtlichen Bauvorschriften Auf der Insel“ mit dem
SatzungsbeschlussdesGemeinderatesvom 26.09.2012übereinstimmt.

StaufenLBr., den28.09.2012

Vermerküberdie Rechtskraft

Die EinbeziehungssatzungAuf der Insel“ sowie die für diesen Bereich
erlassenenörtlichen Bauvorschriften Auf der Insel« sind durch die
öffentliche Bekanntmachungdes Sa&ungsbeschlussesim Amts- und
Informationsblattder Stadt Staufen am 29.11.2012gemäß§ 10 Abs. 3
BauGB in Kraft getreten.

Staufeni.Br., den29.11.2012

1
Michael Benfr
Bürgermeisffir

Michael



StadtStaufenim Breisgau,OT Wetteibrunn Stand:26.09.2012
Einbeziehungssatzungund Fassung:Satzung
örtliche Bauvorschriften„Auf der Insel“ gern. § 10(1) BauGS

BEGRÜNDUNG Seite 1 von 5

ANLASS, ZIEL UND ZWECK DER PLANUNG

Der GrundstückseigentümerdesFist. Nr. 178 in Wetteibrunnbeabsichtigt,den östlichen
Teil seinesGrundstücksmit einem Einfamilienhauszu bebauen.In diesemZusammen
hang sollen das auf diesem GrundstückvorhandeneWirtschaftsgebäudesowie ein
Fahrsilo entferntwerden,da diesebaulichenAnlagen nicht mehr benötigtwerden. Für
das benachbarteGrundstück FIst. Nr. 1388 (Teil) liegt schon seit einiger Zeit eine
Voranfrageebenfallsfür den Bau einesEinfamilienhausesvor.

Da beide Grundstückedem sogenanntennach § 35 BauGB zu beurteilendenAußen-
bereich zuzuordnensind, ist eine Bebauungin der jeweils gewünschtenForm jedoch
nicht zulässig.

Im Vorfeld habenhierzu mit der zuständigenBaurechtsbehördebereitsGesprächemit
dem Ergebnis stattgefunden,dass grundsätzlich keine Bedenkengegen diese Vor
habenbestehen.

Durch den ErlasseinersogenanntenEinbeziehungssatzunggern. § 34 (4) Nr. 3 BauGB
sollen nun die nördlich an den OrtsetterangrenzendenTeilbereicheder Grundstücke
FIst. Nrn. 178 und 1388 in den nach § 34 BauGB als Innenbereichzu beurteilenden
Ortsettermiteinbezogenwerden.

Die Zulässigkeitsvoraussetzungenfür die Aufstellung einer Einbeziehungssatzungsind
im vorliegendenFall erfüllt, da dasVorhabenmit einergeordnetenstädtebaulichenEnt
wicklung vereinbarist und kein Baurechtfür ein UVP- pflichtiges Vorhaben begründet
wird. Des Weiteren liegen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigungder Er
haltungszieleoderdesSchutzzwecksvon Natura-2000-Gebietenvor.

2 LAGE DES PLANGEBIETS, BESTANDSSITUATION

Die GrundstückeFIst. Nrn. 178 und 1388 liegen am nördlichen Ortsrandvom Ortsteil
Weftelbrunn in Stauten.Im Ostenbzw. Westengrenzt unmittelbardie Straße‚Auf der
Insel“ an, von wo auchdie Erschließungerfolgt.

Der Geltungsbereichder vorliegendenEinbeziehungssatzungumfasstdie östliche Teil-
fläche des GrundstücksFlst. Nr. 178 unddie südlicheTeilfläche des GrundstücksFIst.
Nr. 1388. Im Bereich des GrundstücksFIst. Nr. 178 befinden sich heute ein Fahrsilo
sowie ein Wirtschaftsgebäudemit Garage.Die verbleibendeFlächewird als Wiese,die
teilweisemit Bäumenbestandenist genutzt.Im Nordensowie im Südengrenzenweitere
Wirtschaftsgebäudean. Der TeilbereichdesGrundstücksFist. Nr. 1388 ist heutebereits
mit einemWirtschaftsgebäudemit Garagebebaut.

3 FLÄCHENNUTZUNGSPLAN

Im seit 1999 rechtswirksamenFlächennutzungsplandes Gemeindeverwaltungsver
bandesStaufen—Münstertalist der Einbeziehungsbereichinsgesamtals Mischgebiet
dargestellt.

Da das Instrumentder Einbeziehungssatzunggem. § 34 (4) Nr. 3 BauGB für o.g. Be
reich zur Anwendung kommt, ist die Planungjedoch nicht ausdem Flächennutzungs
plan zu entwickeln.
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4 VERFAHREN

Für den vorliegendenFall hat sich der Gemeinderatentschlossen,das planungsrecht
liche Instrumentder Einbeziehungssatzunggern. § 34 (4) Nr. 3 BauGB anzuwenden,
durch das Flächen im Außenbereichin den im ZusammenhangbebautenOrtsteil ein
bezogenwerden können. In dieserSatzungdürfen jedoch nur einzelneplanungsrecht
liche Regelungengetroffen werden, so dass Baugesucheaußer nach den in der
SatzunggetroffenenFestsetzungenansonstennach dem Erfordernisder Einfügung in
die Eigenartder näherenUmgebunggem. § 34 BauGB zu beurteilensind.

5 VERFAHRENSABLAUF

Gemäß§ 34 (5) BauGB kann bei der Aufstellung von Einbeziehungssatzungendasver
einfachteVerfahrengern. § 13 Nr. 2 und 3 BauGB zur Anwendung kommen.Auf das
frühzeitigeBeteiligungsverfahrenwird daherverzichtetund den betroffenenBürgernund
Trägeröffentlicher Belangeim Rahmender Offenlagegem. § 3 (2) und § 4 (2) BauGB
Gelegenheitzur Stellungnahmegegeben.

26.01.2011 Der Gemeinderat von Staufen fasst den Aufstellungs
beschlussfür die Einbeziehungssatzungund die örtlichen
Bauvorschriften„Auf der Insel“ im Ortsteil Wettelbrunn.

26.01.2011 Der Gemeinderatbilligt den vorgelegten Planentwurf und
beschließtdie Durchführungder Offenlage.

14.03.2011bis Durchführungder Offenlagezur Beteiligung der Bürgerinnen
13.04.2011 und Bürgerund der TrägeröffentlicherBelange.

29.06.2011 Der Gemeinderatbeschließtaufgrund der Änderungendes
Planentwurfsdie erneuteDurchführungder Offenlage.

18.07.2011bis Durchführung der erneuten Offenlage zur Beteiligung der
17.08.2011 Bürgerinnenund Bürgerund derTrägeröffentlicherBelange.

26.09.2012 Der Gemeinderat behandelt die in der Offenlage ein
gegangenen Stellungnahmen und beschließt die Ein
beziehungssatzungund die örtlichen Bauvorschriften als
Satzung.

6 PLANUNGSINHALTE

6.1 StädtebaulicheBeurteilung

Die nähere Umgebungdes einzubeziehendenBereichs entlang der Straße„Auf der
Insel“ ist heutedurch eine Wohnnutzunggeprägtund kann daherbauplanungsrechtlich
einem Allgemeinen Wohngebietzugerechnetwerden, Insofern fügt sich die künftige
Bebauungim Hinblick auf die Art der baulichen Nutzung in den Siedlungsbestandin
sinnvollerWeiseein und bildetso den zukünftigenSiedlungsrandin diesemBereichvon
Wettelbrunn.

Entlang der Fohrenbergstraßebefindet sich auf dem GrundstückFIst. Nr. 82 noch ein
kleinerer landwirtschaftlicherBetrieb, der noch im Nebenerwerb,jedoch ohne Vieh
haltungbewirtschaftetwird.
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Weiter im Osten, in einer Entfernungvon ca. 100 m ist auf dem GrundstückFist. Nr.
1385 noch ein weiterer landwirtschaftlicherBetrieb vorhanden,der im Haupterwerbbe
wirtschaftetwird und ebenfallskeineViehhaltungbetreibt.

Aufgrund dieserGesamtsituationist davon auszugehen,dasshinsichtlich der geplanten
Wohnbebauungkeine Konflikte durch diese Betriebe insbesonderedurch Lärm- und
Geruchsemissionenentstehenund insbesonderegesundeWohnverhältnissegewähr
leistetsind.

6.2 Art der baulichenNutzung

Entsprechendder Abgrenzung im zeichnerischenTeil sollen auf den zur Abrundung
einbezogenenGrundstückenFlst.Nr. 178 (Teil) und 1388 (Teil) nur die Errichtung von
Wohngebäudenzulässig sein. Diese Festsetzungwurde getroffen, da zum einen
Wohnnutzungenin diesem Bereich ausdrücklichgewünschtsind und zum anderndie
näherebaulicheUmgebungdurch dieseNutzung geprägtist. Negativestädtebaulichen
Auswirkungenauf den Gebietsbereichselberund die baulicheUmgebungwerdennicht
erwartet,so dassinsbesonderegesundeWohnverhältnissegewährleistetsind.

6.3 Maß der baulichenNutzung

Im Hinblick auf die geplanteErrichtung eines Wohnhausessowie der baulichen Um
gebung, wird im Bereich des zur Abrundung einbezogenenTeil-GrundstückeFlst.Nr.
178 und 1388 nur die Errichtung von Wohngebäudenzugelassen.Die zulässigeZahl
der Vollgeschossewird auf maximal zwei festgesetzt.Dabei darf die zulässigeTrauf
höhe max. 5,0 m und die Firsthöhemax. 10,0 m betragen.Mit diesenFestsetzungen
zum Maß der baulichen Nutzung soll unter Berücksichtigungdes umgebendenBe
standeseine angemesseneBebauungin diesem Bereich von Wettelbrunn gesichert
werden.

Zulässigsind fernerGaragen,Stellplätzeund Nebenanlageni. 5. von § 14 (1) BauNVO.

6.4 Anzahl derWohnungenin Wohngebäuden

Um geradehier am Ortsranddie AusnutzungdesGrundstücksmit vielen kleinen Woh
nungen zu verhindern,wird festgesetzt,dassje Wohngebäudemaximal 2 Wohnein
heitenzulässigsind. Die Zahl der notwendigenStellplätzewird durch diese Festsetzung
ebenfallsminimiert, so dassderen Unterbringungauf dem jeweiligen Grundstückge
gebenist.

6.5 Pflanzerhaltung

Auf dem GrundstückFlst.Nr. 178 befinden sich ein Kirschbaum,ein Birnbaum und ein
Walnussbaum,die aufgrund Ihrer Qualitätdurch ein Erhaltungsgebotgeschütztwerden.
Das geplanteGebäudeist daherso zu platzieren,dassdieseBäumenicht tangiertwer
den.

6.6 Örtliche Bauvorschriftenzur Gestaltung

Entsprechendder Bestandsbebauungbzw. einen gewissenGestaltungsspielraumzu
ermöglichen,werdenim Rahmender Einbeziehungssatzungörtliche Bauvorschriftenzur
Gestaltungder Dächererlassen.Durch die Gestaltungsvorschriftensoll sichergestellt
werden,dassortstypischeBauformenund Materialienzur Anwendungkommenund sich
so die geplantenVorhabenin die baulicheUmgebungharmonischeinfügen.
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6.7 Anlagenzum SammelnoderVersickernvon Niederschlagswasser

Um die Hochwassersituationzu verbessernund zur Entlastungder Kanalisation,ist bei
Neubauvorhabenjeder Bauherr verpflichtet, auf dem BaugrundstückgeeigneteMaß
nahmenzur MinderungdesAbflussesvon Niederschlagswasservorzusehen.So ist das
anfallendeNiederschlagswasserdezentralauf dem jeweiligen Grundstückmit Notüber
lauf in die Kanalisationzur Versickerungzu bringen. Die Versickerungsanlagensind
nachdem aktuellenStandder Technikauszubildenund zu dimensionieren.

Alternativ kann das anfallende Niederschlagswasserauch in Speicherzisternenge
sammeltund mit einemgedrosseltenAbfluss der bestehendenKanalisationzuzuführen.
Das Rückhaltevolumenmussmindestens1 m3 pro 100 m2 versiegelterFlächebetragen.
Bei einer Regenwassernutzungist der Behälterum den vorgesehenenBedarf zu ver
größern.

7 UMWELTSCHÜTZENDE BELANGE IN DER PLANUNG

Beide Grundstücke innerhalb des Geltungsbereichesder Abrundungssatzungsind
bereitsdurch Wirtschaftsgebäude, Garagenund einem Fahrsilo bebaut.Insofern ist mit
keiner weiteren Versiegelungzu rechnen,so dasskeine zusätzlichenEingriffe in die
SchutzgüterBoden und Wasserzu erwartensind.

Für die SchutzgüterArten und Biotope, das Orts- und Landschaftsbildsowie das Klima
hat das Plangebietaufgrund der bereits bestehenden,baulichen Nutzungensowie der
geringen Größe nur eine untergeordneteBebdeutung. Uber entsprechendeFest
setzungen,wie der Erhalt der bestehendenBäume oder die Festsetzungeiner an
gemessenenBauweise, könnendie Eingriffe minimiert werden, sodass durch die
Planungkeine negativenAuswirkungenin dieseSchutzgüterzu erwartensind.

Gleichzeitig berücksichtigtdie Einbeziehungssatzungausdrücklichden gemäß§ la (2)
BauGB gefordertensparsamenUmgang mit Grund und Boden und den Grundsatzder
Wiedernutzbarmachungvon Flächen zur Verringerung der zusätzlichenInanspruch
nahmevon Flächenfür baulicheNutzungen.

8 VERKEHRSERSCHLIEßUNG

Die Erschließung derbeiden Grundstückean das öffentliche Verkehrsnetz derStadt
staufenist überdie Straße„Auf der Insel“ gesichert.Diese ist jedoch in diesemBereich
noch nicht ausgebaut.

9 FOLGEWIRKUNGEN

Das beabsichtigteBauvorhabenist mit einer geordnetenstädtebaulichenEntwicklung
vereinbar. Folgewirkungensind aufgrund des geringen Umfangs der Baumaßnahmen
nicht zu erwarten.
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10 ZULÄSSIGKEITSVORAUSSETZUNGEN

Die Zulässigkeitsvoraussetzungenfür die Aufstellung der Einbeziehungssatzungsind er
füllt, da das Vorhaben kein Baurechtfür ein UVP-pflichtiges Vorhabenbegründetund
keine Anhaltspunktefür eine Beeinträchtigungder Erhaltungszieleoder des Schutz-
zwecksvon Natura-2000-Gebietenvorliegen.

StadtStaufenim Breisgau,den 26. Sep. 2012

Der Bürgermeister eu6sc‘ Der Planverfasser

Michael Benitz



Ausfertigung

Es wird bestätigt,dass
Einbeziehungssatzung
erlassenen örtlichen
Satzungsbeschlussdes

dertextlicheund zeichnerischeInhalt der
‚Auf der Insel“ und der für diesen Bereich
Bauvorschriften Auf der Insel“ mit dem

Gemeinderatesvom 26.09.2012übereinstimmt

Staufeni.Br., den28.09.2012
)1 ST1&

Ncha&‘
Burgerm ter

Vermerküberdie Rechtskraft

Die EinbeziehungssatzungAuf der Insel“ sowie die für diesen Bereich
erlassenenörtlichen Bauvorschhften Auf der Insel“ sind durch die
öffentliche Bekanntmachungdes Saftungsbeschlussesim Amts- und
Informationsblattder Stadt Staufen am 29.11.2012gemäß§ 10 Abs. 3
BauGB in Kraft getreten.

Michael
Bürgerme

Staufeni.Br., den29.11.2012
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